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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Angelika 
Weikert, Doris Rauscher, Ilona Deckwerth, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Inge Aures, Volkmar Halbleib, 
Natascha Kohnen, Dr. Simone Strohmayr, Margit 
Wild, Kathi Petersen und Fraktion (SPD) 

Mindestlohn sicherstellen – engmaschige Kontrol-
len gewährleisten!  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, unverzüglich 
alle notwendigen Anstrengungen zu unternehmen, um 
eine flächendeckende Anwendung des Mindestlohn-
gesetzes auch bei sogenannten Minijobs zu gewähr-
leisten. 

Insbesondere ist darauf hinzuwirken, dass die Einhal-
tung des Gesetzes engmaschig kontrolliert wird und 
Betriebe ihrer Dokumentationspflicht bzgl. der tatsäch-
lich geleisteten Arbeitszeiten ihrer Beschäftigten in 
ausreichendem Maße nachkommen. 

Zu diesem Zwecke hat sich die Staatsregierung auf 
Bundesebene auch für eine personelle Aufstockung 
der zuständigen Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) 
einzusetzen. 

 

Begründung: 

Eine aktuelle Studie des Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stif-
tung zeigt, dass der gesetzliche Mindestlohn bei 
knapp der Hälfte (44 Prozent) der Minijobber in 
Deutschland umgangen wird. Der Anteil der Minijobs 
mit einem Stundenlohn von unter 8,50 Euro (was dem 
Mindestlohn nach Stand 2015 entspricht) sank im 
Jahr 2015 nur leicht im Vergleich zu 2014 – dem letz-
ten Jahr vor Einführung des Mindestlohns. 

Dabei hat die Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohnes gerade für geringfügig Beschäftigte (Minijob-
ber) eine besondere Bedeutung: Im Geltungsbereich 
des Mindestlohns stellen sie zwar nur etwa 9 Prozent 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (im Haupt-
beschäftigungsverhältnis) dar, aber gut 34 Prozent 
derjenigen, deren Löhne aufgrund des seit 2015 gel-
tenden Gesetzes aufgestockt werden müssten – was 
jedoch in vielen Fällen nicht geschehen ist, wie die 
Autoren der Studie feststellen: „Die Zahlen lassen 
keinen Zweifel daran, dass die Betriebe bei einem er-
heblichen Teil der Minijobber nicht wie gesetzlich vor-
geschrieben die Löhne erhöht haben.“ 

Bei mehr als 23 Prozent der Verträge waren bspw. so 
lange Arbeitszeiten vereinbart worden, dass bei einem 
Verdienst von maximal 450 Euro im Monat der Lohn 
schon rechnerisch unter 8,50 Euro liegen muss. Teil-
weise werden sogar extrem niedrige Stundenlöhne 
bezahlt: So bekommt laut der Erhebung etwa jeder 
fünfte Minijobber weniger als 5,50 Euro brutto pro 
Stunde. 

Um diesen gravierenden Missstand zu beheben und 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besser zu 
schützen, sind engmaschigere Kontrollen unabding-
bar. Nur so kann sichergestellt werden, dass Unter-
nehmen ihrer Dokumentationspflicht bzgl. der tatsäch-
lichen Arbeitszeiten ihrer Beschäftigten in ausreichen-
dem Maße nachkommen. 

Da die zuständige Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
(FKS) diesbezüglich personell an ihre Grenzen 
kommt, hat sich die Staatsregierung außerdem auf 
Bundesebene für eine angemessene personelle Auf-
stockung einzusetzen. 



tung der gesamten Gesellschaft und damit jedes ein-
zelnen Bürgers und jeder einzelnen Bürgerin. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. 
Bleiben Sie bitte noch am Rednerpult. Wir haben eine 
Zwischenbemerkung der Kollegin Wild.

Margit Wild (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär 
Georg Eisenreich! Natürlich will auch die SPD diesen 
Bericht, wenngleich man aufgrund Ihres Redebeitrags 
inzwischen genau weiß, was passiert. Nichtsdestowe-
niger haben wir jetzt die Gelegenheit, die ganze Pro-
blematik auf den Prüfstand zu stellen. Ich habe mich 
über die Aussage der Kollegin Eiling-Hüting gefreut, 
und auch Sie haben das gesagt: Da, wo Lücken sind, 
werden Sie gegebenenfalls nachbessern.

Ich meine, es gibt durchaus Lücken; wenn man sich 
mit den Lehrkräften unterhält, erfährt man dies. Ich 
hätte gerne eine Aussage von Ihnen, Herr Staatssek-
retär, wie man es mit einer Stunde Sozialkundeunter-
richt in der 10. Klasse der Realschule ermöglichen 
kann, die Zusammenhänge verständlich zu machen. 
Wie kann man den Schülern beibringen, kritisch Fra-
gen zu stellen, und wie kann es ihnen ermöglicht wer-
den, sich mit aktuellem Zeitgeschehen auseinander-
zusetzen? Das kann man in einer Stunde wohl kaum 
schaffen. Das gilt gleichermaßen für die Gymnasien. 
Auch da muss man hinschauen.

Ich bin mir durchaus der Tatsache bewusst, dass poli-
tische Bildung nicht allein auf den Sozialkundeunter-
richt zu beschränken ist. Gleichwohl sollte man genau 
ansehen, ob das, was wir jetzt so schön formulieren, 
möglich ist.

Und noch etwas will ich gerne ansprechen. Wie sieht 
es mit der Sicht der Schüler aus? Ich nehme an, Herr 
Staatssekretär, dass auch Sie sich mit vielen Schüler-
innen und Schülern unterhalten. Teilweise ist es er-
schreckend zu erfahren, was diese an politischem 
Wissen und Hintergrund haben. Auch darauf sollten 
wir den Fokus richten: Wie beurteilen junge Men-
schen selbst ihren Wissensstand, und wie weit kön-
nen sie damit in Diskussionen bestehen?

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich glaube, auswendiglernen ist das eine, aber sich 
vertieft mit Themen auseinanderzusetzen und kritisch 
Fragen zu stellen ist das andere. Darauf würde ich 
mein Augenmerk richten. Ich fasse meine Frage noch 
einmal zusammen: Kann man in einer Stunde die Zu-
sammenhänge wirklich erklären?

Staatssekretär Georg Eisenreich (Kultusministeri-
um): Ich glaube, wir können dieses wichtige Thema 
nicht nur auf eine Stundendiskussion reduzieren. Es 
handelt sich vielmehr um eine fächerübergreifende 
und schulartübergreifende Aufgabe. Die Sozialkunde 
ist dabei ein wichtiges Leitfach, allerdings auch ande-
re Fächer wie Geschichte, Religion oder Ethik.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ob es am Ende Sinn hat oder notwendig ist, Sozial-
kunde zu stärken, wird man sehen. Insgesamt möchte 
ich allerdings sagen: Nichts ist so gut, als dass man 
es nicht noch verbessern könnte. Diese Offenheit 
haben wir. Den Anspruch, das Bestmögliche zu bie-
ten, haben wir auch. Insofern freuen wir uns auf die 
Diskussion, die dann eine gute Grundlage hat, wenn 
wir den entsprechenden Bericht vorlegen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Weil 
die Wartezeit noch nicht erfüllt ist, werde ich zunächst 
in einfacher Form über die Anträge abstimmen las-
sen, für die keine namentliche Abstimmung beantragt 
ist. Ich hoffe, dass dann die namentliche Abstimmung 
gleich angeschlossen werden kann.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die An-
träge wieder getrennt. 

Ich rufe zunächst den Dringlichkeitsantrag der SPD-
Fraktion auf Drucksache 17/15170 auf. Wir haben hier 
einfache Abstimmung. Wer diesem Antrag seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der 
FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Die Fraktion der 
CSU. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Nun rufe ich zur Abstimmung den Dringlichkeitsantrag 
der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf Drucksa-
che 17/15188 auf. Wer diesem Antrag seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – SPD-Fraktion, Fraktion der FREIEN WÄHLER 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte 
ich anzuzeigen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist auch dieser 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/15171, 17/15172 und 17/15175 sowie 
17/15189 mit 17/15191 werden an die zuständigen fe-
derführenden Ausschüsse verwiesen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Angelika Weikert, 
Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/15175 

Mindestlohn sicherstellen - engmaschige Kontrol-
len gewährleisten!  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Bernhard Roos 
Mitberichterstatterin: Christine Haderthauer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruk-
tur, Bau und Verkehr, Energie und Technolo-
gie federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen und der Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
haben den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 60. Sitzung am 16. 
Februar 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 55. Sitzung 
am 7. März 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
147. Sitzung am 16. März 2017 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Angelika Weikert, Doris Rauscher, Ilona Deckwerth, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, 
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Kathi Petersen und Frak-
tion (SPD) 

Drs. 17/15175, 17/16052 

Mindestlohn sicherstellen – engmaschige Kontrollen gewährleis-
ten!  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter den Nummern 2 und 3 aufgeführten Subsidiarität-

sangelegenheiten, Bundesratsdrucksachen 186/17 und 187/17 betreffend die gemein-

samen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt bzw. deren Neufassung, beraten 

und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiaritäts-

bedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den 

Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die Drucksachen 17/16087 und 

17/16088 sowie die Beschlussempfehlungen auf den Drucksachen 17/16128 und 

17/16129. Die Beratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die 

Beschlussempfehlung und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu ist in der 

aufgelegten Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. Ich bitte, 

Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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